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1. Die aktuelle Situation
wir Menschen sind auf dem „besten Weg“, unsere Lebensgrundlagen auf mehrfache Weise zu zerstören: 

1. Durch den Klimawandel, ausgelöst durch den Temperaturanstieg, der durch den Ausstoß von Treibhausgasen verursacht wird. 

2. Durch den Artenschwund, der mehrfache Ursachen hat.

a) Der Klimawandel

b) Die „Ausräumung“ der Naturlandschaft und die intensive Bewirtschaftung der Felder.

c) Die Rodung der Urwälder

d) Der Einsatz von Chemikalien in der Landwirtschaft 

3. Durch die Zerstörung der Fruchtbarkeit der Meere, ausgelöst durch die Erwärmung und die Versauerung, die Überfischung und den Eintrag von (Plastik-)Müll und Chemikalien

4. Durch die Verseuchung des Grundwassers durch die Überdüngung der Felder und den Chemikalieneinsatz

5. Durch die Ausbeutung der Rohstoffe, als Folge des wirtschaftlichen Wachstums und unserer Konsum- und Essgewohnheiten

Bei dieser Auflistung rate ich, sich an der öffentlichen Diskussion zu orientieren. Spätestens seit dem UN-Bericht „Millennium Ecosystem Assessment “ geht es dabei um sog. Ökosystemdienstleistungen, die ihrerseits eine klare Gliederung haben. Vgl. z.B.
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96kosystemdienstleistung
Wenn wir nicht schnell und konsequent handeln, wird der Klimawandel weite Bereiche der Erde für uns Menschen unbewohnbar machen. Dadurch wird es zu einer noch nie dagewesenen Völkerwanderung und sehr großem Elend für hunderte von Millionen Menschen kommen. Vielleicht nicht behaupten, dass das kommen wird, sondern dass die begründete Gefahr besteht.
Hier müsste m.E. deutlich gemacht werden, dass es ab jetzt nicht mehr um die Gesamtheit des gestörten Ökosystems geht, sondern als Beispiel nun um CO2: Der weltweite dramatische Anstieg des Ausstoßes von CO2 und anderer Treibhausgase (Graphik) hat dazu geführt, dass der Anteil von CO2 in der Atmosphäre von ursprünglich 280 ppm auf inzwischen 415 ppm angestiegen ist und weiter ansteigt. Es hat nie einen „ursprünglichen“ Wert gegeben, er hat die letzten 400000 Jahre immer geschwankt zwischen 180 und 300 ppm (vgl. Zwickmühle Abb.35); Quaschning gibt den Wert 280 für das Jahr 1860 an. Grundwissen dazu: Zwickmühle 117-121. Dies bewirkt, dass die kurzwelligen Sonnenstrahlen weiterhin ungebremst auf die Erdoberfläche gelangen können, die langwelligen Wärmestrahlen aber, die von der Erde in die Atmosphäre abgestrahlt werden, werden dadurch vermehrt wieder zur Erde zurückreflektiert. Dadurch steigt die Temperatur auf der Erde an, was zu dem bereits in Gang gekommenen Klimawandel führt.

Weltweiter Ausstoß von Treibhausgasen und CO2-Konzentration in der Atmosphäre
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So sehr ich Bernds Einspruch verstehe, nicht allein Klima sondern gleich alle Mitweltprobleme zu behandeln, bedeutet das natürlich eine große Mehrarbeit. Nach meinem Geschmack müssten unter 1. nun mehrere Beispiele gezeigt werden, wo das Ökosystem gefährlich aus dem Ruder läuft, nicht einzig CO2. 
2. Ursachen der aktuellen Situation
Im Folgenden vielleicht nicht jeder einzelne Satz ein eigener Absatz. 

Wir machen immer wieder Fehler und korrigieren diese nicht schon dann, wenn der Fehler erkannt wurde, sondern erst dann, wenn die Fehler bei uns selbst zu erheblichen Unannehmlichkeiten geführt haben.

So haben z.B. die Industriebetriebe Jahrzehnte lang ihre Abwässer ungeklärt in die Flüsse geleitet, bis die Verschmutzung der Flüsse unerträglich wurde.

Oder es wurden säurehaltige Abgase in die Luft geblasen, bis es zum Waldsterben kam, dann erst wurde gehandelt.

So lange aber eine Fehlhandlung nicht bei uns selbst zu erheblichen Unannehmlichkeiten führt, wird sie weiter begangen und von den staatlichen Stellen nicht unterbunden.

Ein typisches Beispiel ist die Verseuchung des Grundwassers. Wegen der Belastung des Grundwassers durch die Überdüngung und den Eintrag von Chemikalien durch die industrielle Landwirtschaft muss das Trinkwasser aufwendig behandelt werden. Warum wird das Problem nicht an der Wurzel gelöst? 

Oder: Die Überfischung der Meere: Tut das den großen Fischereiunternehmen weh? – Noch nicht – Aber die Küstenfischer in Afrika verlieren ihre Lebensgrundlage, weil ihre Fangergebnisse immer geringer werden. Das ist eine der Fluchtursachen. 

Oder: Internationale Konzerne roden die Urwälder, um Soja und Ölpalmen anzubauen. Damit werden die Lungen der Erde, eine der wichtigsten Lebensgrundlagen, rücksichtslos zerstört. Noch belastet das uns noch nicht so, dass es schmerzt oder zu erheblichen Nachteilen führt. Aber für die indigene Bevölkerung in den betroffenen Ländern ist dies lebensbedrohend.

Oder der Artenschwund: Er tut noch nicht unmittelbar weh. Aber wenn Pflanzen, Insekten und Tiere aussterben, wie lange wird es dann dauern, bis auch die Menschen nicht mehr überleben können? Wir haben alle dieselben Lebensgrundlagen.

Oder der Anstieg der Temperatur auf der Erde: Schon vor 50 Jahren gab es die ersten Erkenntnisse, dass der Ausstoß von CO2 und anderen Treibhausgasen die Ursache für den Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur ist. Es waren vor allem die Erdöl- und Energiekonzerne, die gegen diese Studien Sturm liefen und die Regierungen von geeigneten Maßnahmen abhielten. Ich würde erwähnen, dass das Thema noch immer kontrovers diskutiert wird, weil die Klimamodelle hoch komplex sind und sich keine gesicherten Vorhersagen machen lassen, wohl aber hoch wahrscheinliche und gut begründete Annahmen. Spätestens seit der Rio-Konferenz im Jahr 1992 war aber allen Regierungen klar, dass dringender Handlungsbedarf besteht. Dennoch ist so gut wie nichts geschehen. Weltweit stieg sogar der Ausstoß von CO2 dramatisch an; von 22 Milliarden Tonnen im Jahr 1992 auf nun 37 Milliarden Tonnen.

In dieser Zeit, es sind nur 27 Jahre, ist die Temperatur um 0,5 °C angestiegen, das ist die Hälfte des gesamten Temperaturanstiegs seit der Industrialisierung.

Dieser Temperaturanstieg bewirkt den Klimawandel mit all seinen Folgen: Hitzesommer, Dürren, Ausbreitung der Wüsten, Starkregen mit Überschwemmungen, Verstärkung der Orkane und Monsune und das Schmelzen der Gletscher und des „ewigen“ Eises am Nordpol und auf Grönland. Allein durch das Abschmelzen des Eises auf Grönland, wird der Meeresspiegel um 7 m ansteigen. Schmilzt auch das Eis der West-Antarktis, steigt der Meeresspiegel um weitere 6 Meter.

Oft ist es so, dass es für eine Fehlentwicklung nicht nur einen Grund gibt, so auch hier. Neben den naturwissenschaftlichen Erkenntnissen und dem Durchbruch von technischen Erfindungen entstand in der Neuzeit auch das kapitalistische Denken. Kapital (Geldvermögen) wurde neben der Arbeitskraft und den natürlichen Ressourcen als der dritte Produktionsfaktor definiert, der mit möglichst hohen Gewinnen „entlohnt“ werden müsse.  

Die Symbiose von geradezu explodierenden naturwissenschaftlichen und technischen Erkenntnissen mit dem kapitalistischen Denken führte zu einem 200 Jahre andauernden wirtschaftlichen Wachstum, das es zuvor in der gesamten Menschheitsgeschichte noch nie gab.

Das Anhäufen von Reichtum wurde zum Hauptziel der Reichen. Und den Vielen, die nicht an diesem Reichtum teilhaben, wird eingeredet, dass auch sie dieses Ziel erreichen können, wenn sie sich nur genügend anstrengen.

Dieses kapitalistische Denken erreichte in den letzten 40 Jahren seine höchste Perversion. Durch die Globalisierung werden Arbeitskräfte in Niedriglohnländern mit Niedrigstlöhnen ausgebeutet und - noch schlimmer - Gewinne müssen nicht mehr durch Leistungen erwirtschaftet werden, sondern durch „Investitionen“ in Spekulationsobjekte. 

Selbst die Finanzkrise in den Jahren 2007 und 2008 konnte diese verheerende Fehlentwicklung nicht stoppen und trotz des unübersehbaren „Wetterleuchtens“ in Form des Klimawandels, hat sich noch kein grundlegendes Umdenken angebahnt. Noch träumen die PolitikerInnen und die Wirtschaft weiterhin von „nachhaltigem“ wirtschaftlichen Wachstum. – Klar – die Kapitalgewinne, die nicht für den Lebensunterhalt verwendet werden, sondern das Geldvermögen erhöhen, suchen ja wieder eine gewinnbringende Investitionsmöglichkeit; und die gibt es nur bei einer wachsenden Wirtschaft.

Warum meinen wir, dass die Wirtschaft wachsen müsse? 
Angela Merkel sagte bei ihrer Regierungserklärung zu Beginn ihrer 2. Regierungsperiode 2009: „Ohne Wachstum keine Investitionen, ohne Wachstum keine Arbeitsplätze, ohne Wachstum keine Gelder für die Bildung, ohne Wachstum keine Hilfe für die Schwachen. Und umgekehrt: Mit Wachstum Investitionen, Arbeitsplätze, Gelder für die Bildung, Hilfe für die Schwachen und – am wichtigsten – Vertrauen bei den Menschen. Das ist meine Überzeugung.“
Diese Aussage von Frau Merkel ist falsch, denn auch dann, wenn unsere Wirtschaft gegenüber dem Vorjahr nicht wächst, sondern konstant bleibt, haben wir in diesem Jahr ohne Wachstum die gleiche Menge an Gütern zur Verfügung wie im Vorjahr und wir können gleich viel investieren. Auch die Steuereinnahmen und die Sozialbeiträge bleiben in etwa konstant, so dass wir auch ohne Wachstum gleich viel Geld für Bildung und für Sozialleistungen zur Verfügung haben wie im Vorjahr. Selbst im Jahr 2009, in dem wir in Deutschland die höchste wirtschaftliche Schrumpfung der Nachkriegszeit hatten, nämlich 5,6 %, hatten wir Bruttoinvestitionen in Höhe von 392,8 Mrd. €. Diesen Absatz würde ich nicht unterschreiben: Das vermehrte Kapital kann sich ohne vermehrte Wirtschaftstätigkeit (=Wachstum) nicht erneut verwerten. Es muss sich aber verwerten, sonst können die Fonds ihren Anlegern nicht die versprochenen Renditen zahlen. Das Kapital weicht dann international aus (noch mehr als sonst), insofern sind die deutschen Bruttoinvestitionen kein Beleg (außer dass sie tatsächlich 2009 sehr gering waren, vgl. hierzu: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/161379/umfrage/entwicklung-der-bruttoinvestitionen-in-deutschland/
Der wirkliche Grund des Wachstumszwangs ist in unserer kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung begründet. Das werden wir in den weiteren Ausführungen erkennen. Dieser Satz ist m.E. richtig – und widerspricht dem vorher Gesagten: wir meinen nicht nur, dass die Wirtschaft wachsen müsse, sondern sie muss innerhalb dieses Systems notwendig wachsen – wie Ihr ja wenig später auch beschreibt. 
Zuerst wollen wir aber folgende Frage klären:

Warum ist ewiges wirtschaftliches Wachstum nicht möglich?
Ja, es gibt z.Z. weltweit 800 Millionen Menschen, die im Elend leben und es gibt eine weitere Milliarde Menschen mit Fehlernährung. Für diese Menschen muss die Möglichkeit zur Verbesserung der Lebenssituation geschaffen werden. Das ist sehr wahrscheinlich mit wirtschaftlichem Wachstum verbunden. 

Auch für die Menschen bei uns, deren Einkommen für ein Leben in Würde nicht ausreichen, müssen die Einkommen verbessert werden. Aber muss das Einkommen von Menschen wachsen, die mehr als 50 000 € pro Jahr verdienen, oder gar 1 Million € und mehr? Wohl nicht!

Ja, es gibt Branchen in denen Wachstum möglich und sogar wünschenswert ist, wie z.B. bei der Bildung oder bei der Pflege von Menschen. Auch kulturelle Aktivitäten können wachsen. 

Aber in Branchen mit hohem Verbrauch an natürlichen Ressourcen und hohem Ausstoß an Treibhausgasen (kurz CO2) kann es kein Wachstum mehr geben, denn die Erde ist endlich und wir verbrauchen schon viel zu viel der natürlichen Ressourcen. Deshalb ist es sogar unabdingbar, dass wir in diesen Branchen den Naturverbrauch drastisch reduzieren. Das wird in vielen Fällen nur mit weniger Umsatz möglich sein, also mit wirtschaftlicher Schrumpfung. Diese Behauptung ist unserer Meinung nach richtig – und wird ja von der Gegenseite aber vehement bestritten und von Otto Normalverbraucher beargwöhnt. Ich glaube wir müssten hier schon Beispiele bringen, wie es allein mit neuen Technologien (Steigerung der Effizienz und Verbesserung der Konsistenz) nicht geht. Anregungen dazu z.B. in Paech „Befreiung vom Überfluss“ oder Zwickmühle 110-116.
Woher kommt der Wachstumszwang?
Um diese Frage gut verständlich zu erläutern, wird zuerst geklärt, was der Wesenskern unserer kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung ist.

Darüber gibt es unterschiedliche Meinungen. Die einen setzen Kapitalismus gleich mit dem Privatbesitz von Produktionseinrichtungen, für andere ist Kapitalismus und Marktwirtschaft identisch.

Beides ist nicht zutreffend, denn beides gibt es schon seitdem sich die Menschen spezialisiert haben und Handel betreiben, also seit etwa 10 000 Jahren. 

Das kapitalistische Denken - und damit der Kapitalismus - ist aber erst in der Neuzeit entstanden.

Der Wesenskern des Kapitalismus ist die Vorstellung, dass das Geldvermögen durch Verleihen und durch Investitionen ohne eigene Leistung einen möglichst hohen Gewinn abwerfen muss.
Da der größte Teil der Geldvermögen sich im Besitz von wenigen sehr reichen Personen konzentriert, wird das Einkommen aus Kapitalbesitz überwiegend nicht für den Konsum verwendet, sondern es wird wieder reinvestiert und dadurch der Besitz an Geld-Kapital immer weiter erhöht. Man nennt dies die Akkumulation des Geld-Kapitals. 
Damit dieses sich vermehrende Geld-Kapital eine Anlagemöglichkeit findet, muss die Wirtschaft wachsen. Das ist der Kern des kapitalistischen Wachstumszwangs.  
Es haben sich unterschiedliche Methoden der Gewinnerzielung entwickelt, die differenziert zu bewerten sind. 

Da gibt es zunächst die Investitionen von Geldvermögen (Geld-Kapital) in einen eigenen Betrieb, oder als Teilhaber eines Betriebes. Wenn diese Betriebe sozialen, ökologischen und gesellschaftlichen Anforderungen gerecht werden, dann sind solche Investitionen zu begrüßen, denn dadurch werden neue Verfahren entwickelt (in Zukunft müssen es ökologische Verfahren sein), es werden Arbeitsplätze geschaffen und Produkte erzeugt, die den Wohlstand verbessern können.  Entscheidend ist jedoch, wie viel Unternehmensgewinn aus diesen Aktivitäten von den Kapitalgebern beansprucht werden. 

Dies vermittelt glaub ich ein unzutreffendes Bild, das gute alte Eigenkapital der Unternehmen ist ein Auslaufmodell, die Sparte „Sonstige“ (und davon ist nicht alles Eigenkapital!) liegt bei den G7 unter einem Fünftel: www.bpb.de/system/files/pdf/KNEL4J.pdf
Ganz anders sind Gewinne zu bewerten, die z.B. durch „Investitionen“ in den Aktienhandel, in Derivate und andere Finanz-“Produkte“ entstehen. Bei diesen rein kapitalistischen Methoden werden keine Güter erzeugt. 
Diese sogenannten Investitionen sind daher gesellschaftlich völlig nutzlos. 
Würde ich nicht sagen, s.o. Zu mehr als vier Fünfteln finanzieren sich die Unternehmen aus solchen Quellen. Spekulation gehört zu den „ganz normalen“ Spielregeln, die Fonds beachten müssen, um ihren Kunden Rendite zu ermöglichen. Es sollte m.E. nicht der Eindruck entstehen, man brauche lediglich „die“ Spekulation verbieten. Aller Kapitaleinsatz geschieht immer mit dem Ziel der Rendite. Dabei besteht m.E. nie das Ziel, es solle der Wirtschaft nicht dienen (nächste Seite). Aber wenn es der Wirtschaft halt nicht dient, dann ist es auch egal. Sie bieten nur dem „Investor“ die Chance, das private Geldvermögen zu mehren, womit er sich einen größeren Anteil an den von der Realökonomie erzeugten Güter und Dienstleistungen aneignen kann. Sein Vorteil geht also zwangsläufig zu Lasten der Menschen, die ihre Arbeitskraft und auch ihr Geldvermögen in den Dienst der Realökonomie stellen.

Die Spekulation mit Aktien gibt es schon seit es Aktien gibt, also seit etwa 400 Jahren. Die meisten Wirtschaftskrisen wurden durch die Aktienspekulation ausgelöst. Eine neue Entwicklungsstufe des kapitalistischen Denkens entstand jedoch in den letzten 50 Jahren mit der erneuten Verbreitung der neoklassischen Ideen. Einer der Protagonisten war Milton Friedman, von dem folgendes Zitat bekannt ist: „Die soziale Verantwortung der Wirtschaft ist es, ihre Profite zu vergrößern.“

Das erklärte Ziel ist also nicht, den Wohlstand für alle Menschen zu mehren oder, angesichts der zukünftigen ökologischen Probleme, den Wohlstand möglichst zu erhalten. Nein, Ziel der herrschenden Volkswirtschaftslehre ist, die Profite (der Kapitalgeber) zu vergrößern, koste es was es wolle. Und ganz traurig ist die Tatsache, dass dies unwidersprochen bleibt und von den Ökonomen, den Großunternehmern und den PolitikerInnen zur Leitidee hochstilisiert wird. 

Daraus resultieren die Exzesse, die sich an den internationalen Finanzmärkten abspielen, unterstützt von den PolitikerInnen, die die Steueroasen ermöglichen und die den Banken aus der Patsche helfen, wenn sie sich verspekuliert haben. Das Ziel der Großbanken ist nicht mehr, Unternehmen mit Krediten zu versorgen und dadurch eine zukunftsfähige Entwicklung zu ermöglichen. 
Ihr Ziel ist es, möglichst hohe Gewinne zu machen, ohne der Wirtschaft zu dienen. 

Im Gegenteil, durch ihre Spekulationsaktivitäten verursachen sie immer häufiger Wirtschaftskrisen, wie z.B. in den Jahren 2007 und 2008. Bei dieser Krise mussten die Regierungen sehr viele Banken mit öffentlichen Mitteln vor dem Konkurs retten. Die Banken konnten jahrelang sehr hohe Gewinne einstreichen und ihre Angestellten wurden mit unglaublich hohen Gehältern und Boni belohnt. Selbst während dieser Krise wurden noch Milliarden von Boni ausgeschüttet, obwohl die Banken Verluste machten. 
Es ist allerhöchste Zeit, dass wir uns klarmachen, dass diese Banken und Fonds für unsere produktive Ökonomie nicht nur nichts nützen, im Gegenteil, sie sind es, die unsere Ökonomie destabilisieren und ausbeuten.
An dieser Stelle ist es wohl angebracht, ein Zitat aus dem 18. Jahrhundert wiederzugeben, das im Buch „Warum wir uns die Reichen nicht leisten können“ (2016), geschrieben vom englischen Professor Andrew Sayer, wiedergegeben ist: 
„Wenn eine gesellschaftliche Gruppe die Plünderung zur Daseinsform erhoben hat, wird sie sich im Laufe der Zeit ein Rechtssystem zulegen, das die Plünderung rechtfertigt, und eine Moral, die sie verherrlicht“. (Frédéric Bastiat, 1801-1850, französischer Schriftsteller und Ökonom)
In den nachfolgenden Abschnitten wollen wir darstellen, wie diese Herausforderungen nach unserer Meinung am ehesten bewältigt werden können. Die Themenbereiche sind nach der Dringlichkeit geordnet.

Insgesamt rate ich die Gliederung noch einmal zu überdenken. Abschnitt 2 erklärt bereits Grundfehler des kap. Systems. Danach kommt 3.1 Klimawandel und 3.2. weitere Änderungen zu ökologischen Problemen. Und erst unter 3.3 kommt dann die Befreiung vom Wachstumszwang. Nach meinem Gefühl wäre das besser unter 2. angesiedelt, denn diese Befreiung ist Voraussetzung, dass die in 3.1 und 3.2 beschriebenen Schritte überhaupt funktionieren können.  
3. Was muss verändert werden?
3.1 Der Klimawandel - die größte Herausforderung der Menschheit
In diesem Abschnitt unterbreiten wir einen Vorschlag für eine politische Methode, mit der das Klimaschutzziel am ehesten noch rechtzeitig erreicht werden kann. (wobei das Erreichen nur gehen kann, wenn der Wachstumszwang entfällt)
Unser derzeitiges Denken macht uns blind für das Befinden unserer Mitwelt. Wir wollen es nicht wahrhaben, dass wir durch unsere Wirtschaft mit Wachstumszwang unsere Lebensgrundlagen zerstören. Jedes auch noch so vorsichtige Hinterfragen, ob der Kapitalismus wirklich zukunftsfähig ist, wird sofort als sozialistische oder gar kommunistische Agitation diffamiert. Wir unterliegen einem Denkverbot. 

So lange wir uns aber von diesem Denken nicht entfernen, werden wir die Probleme nicht lösen können.

Das ist aber nicht die einzige Revolution, die wir in unserem Denken herbeiführen müssen, damit unsere Lebensweise zukunftsfähig wird. Wir müssen auch wieder erkennen, dass wir alle Bestandteil der Biosphäre sind, und wir müssen das darwinsche Denken überwinden. Wir befinden uns nicht im Kampf jeder gegen jeden und gegen alles, in dem sich der stärkere gegen andere Menschen und gegen die Natur durchsetzt. Nein, die Menschheit wird nur dann eine Zukunft haben, wenn sie sich wieder in die Natur einordnet und nicht mehr hochmütig glaubt, die Krone der Schöpfung zu sein, oder noch schlimmer: Die Gestalter, die Schöpfer der zukünftigen Welt. Nein, ich hoffe nicht, dass wir das darwinsche Denken überwinden, sondern das der Sozialdarwinisten. Darwin hat nie gesagt, dass das Stärkere sich durchsetzt, sondern das besser Angepasste, und dabei nicht die Gesellschaft gemeint, sondern die biologische Evolution (Zwickmühle 223).
Papst Franziskus schreibt in seiner Enzyklika Laudato si: „Es wird keine neue Beziehung zur Natur geben ohne einen neuen Menschen. Es gibt keine Ökologie ohne eine angemessene Anthropologie.“
Er schreibt aber auch: „Es ist jedoch möglich, den Blick wieder zu weiten. Die menschliche Freiheit ist in der Lage, die Technik zu beschränken, sie zu lenken und in den Dienst einer anderen Art des Fortschritts zu stellen, der gesünder, menschlicher, sozialer und ganzheitlicher ist.“
Vielleicht Zahlen bringen aus dem Papier „Was Strom wirklich kostet“ und „Verursacher“ (Johannes-Papier)?

Unser Vorschlag für Deutschland, für Europa und weltweit
In Deutschland stoßen wir z.Z. über 900 Millionen Tonnen äq. CO2/Jahr aus. Bei annähernd gleichbleibender Einwohnerzahl dürfen wir in 26 Jahren höchstens noch 160 Millionen Tonnen ausstoßen, wenn wir unseren Beitrag für das in Paris beschlossene Ziel leisten wollen, zu dem wir uns vertraglich verpflichtet haben. 140 Millionen Tonnen entstehen heute allein in den Industrieprozessen, in der Landwirtschaft und in der Abfallentsorgung und das jeweils ohne den CO2-Ausstoß durch den Energieverbrauch in diesen Wirtschaftsbereichen. Daraus wird erkennbar, dass es äußerst schwierig wird, das erforderliche Ziel zu erreichen. 
Mit dem abgebildeten Modell wird die Situation in Deutschland maßstäblich dargestellt. [image: image1.jpg]lnd et [ and-| Ve
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Abb.: Ausstoß von Treibhausgasen in Deutschland nach Quellen im Jahr 2015 und das erforderliche Ziel
Die Gesamtlänge des Bretts entspricht dem Ausstoß von Treibhausgasen im Jahr 2015, es waren (wie auch im Jahr 2017) 903 Mill. Tonnen äq. CO2. Unten links ist das Ziel dargestellt, das wir bis 2045 mindestens erreichen müssen. Das mit dem Brett ist wirklich eine Klasse-Idee, wenn man es auf einer Veranstaltung aus dem Ärmel zieht. Aber für eine Publikation würde ich zu einer normalen Grafik raten.
Die erforderliche Reduzierung des Ausstoßes von Treibhausgasen wird nur dann möglich sein, wenn alle auch noch so geringen Einsparpotentiale genutzt werden. Das werden wir aber nicht mit Vorschriften erreichen, sondern in dem wir die Kreativität aller Menschen für die Erreichung des Klimaschutzziels nutzen.
Der fett gedruckte Satz ist glaub ich irreführend, es werden immer Vorschriften nötig sein, und sie folgen auch prompt unter 2.Begrenzung: „stufenweise gedeckelt wird“. Der Tenor müsste wohl sein: nicht allein durch Vorschriften erreichbar.
Hierfür müssen 3 Voraussetzungen erfüllt werden:
1. Transparenz: Bei jedem Produkt und bei jeder Dienstleistung muss erkennbar sein, wie viel Treibhausgase bei der Bereitstellung entstanden sind, bzw. bei der Verwendung entstehen, so dass alle Produzenten und alle KonsumentInnen erkennen können, wie sie am effektivsten ihren Beitrag für den Klimaschutz leisten können. 

2. Begrenzung: Zusätzlich zur Transparenz wird es erforderlich sein, dass der Ausstoß an Treibhausgasen stufenweise gedeckelt wird, andernfalls wird der Klimaschutz nicht mit der notwendigen Ernsthaftigkeit in die Wege geleitet.

Das sehen wir am Ergebnis der letzten 25 Jahre. Wir reden in Deutschland viel über Klimaschutz und wir meinen, wir wären bei der Umstellung auf erneuerbare Energien weltweit führend. Tatsache ist aber, dass wir unseren Ausstoß an Treibhausgasen seit 1990 nur um 1.3 %/Jahr reduziert haben, trotz EEG und trotz Schließung vieler Industrieunternehmen und Kohlekraftwerke in den neuen Bundesländern.
In Zukunft müssen wir aber den Ausstoß jedes Jahr um über 6 % reduzieren. 

3. Sozialer Ausgleich: Für die zu erwartenden Preissteigerungen ist ein sozialer Ausgleich erforderlich.

Seit 2005 ist in der EU das Emissionshandelssystem eingeführt. Dieses System hätte eigentlich die Möglichkeit zur Deckelung des Ausstoßes von Treibhausgasen, sie wird aber bei weitem nicht im erforderlichen Umfang genutzt, weil die Regierungen befürchten, dass das System dann eine Konjunktur dämpfende Wirkung hat. 

Und die Anforderung der Transparenz fehlt bei diesem System ganz. 
Weitere Nachteile sind: 

1. Es erfasst nur etwa 45 % des CO2-Ausstoßes.

2. Es gibt viele Kompensationsmöglichkeiten, die die Reduktion des Treibhausgas-Ausstoßes mindern und zu Missbräuchen führen.

Das System war bisher nahezu wirkungslos. Damit das Klimaschutzziel erreicht werden kann, muss das EU System grundlegend überarbeitet werden. Da solche Veränderungen hohe politische Hürden überwinden müssen, schlage ich vor, das überarbeitete Klimaschutzsystem in 4 Schritten einzuführen. Ich-Form!
Die wichtigsten Veränderungen 
Im ersten Schritt werden alle „Quellen“ von Treibhausgasen in das Klimaschutzsystem aufgenommen. Dies kann noch im vorhandenen EU-Emissionshandelssystem erfolgen. Die erforderlichen Daten für Deutschland sind beim Umwelt-Bundesamt (UBA) verfügbar.

Mit dem 2. Schritt wird das EU-Emissionshandelssystem in das neue Emissionsbegrenzungssystem überführt. 

Das System ist wie das bisherige EU-Emissionshandelssystem in der gesamten EU einzuführen, die Administration obliegt aber jedem Mitgliedsland, da die erforderlichen Reduzierungsschritte von Land zu Land unterschiedlich sind.  

Im neuen System wird in jedem Land von einer öffentlich-rechtlichen Institution das jährlich verfügbare gesamte Treibhausgas-Emissions-Kontingent eines jeden Landes festgelegt. 

Es müssen nur diejenigen Unternehmen für ihre Produktion ein entsprechendes Kontingent  erwerben, bei deren Produktion Treibhausgase entstehen, wie z.B. bei der Herstellung von Salpetersäure, bei der Stahl- und Zementproduktion, bei der Abfallwirtschaft und in der Landwirtschaft,  so wie Unternehmen die kohlenstoffhaltige Rohstoffe verarbeiten oder vertreiben, z.B. Raffinerien, Gaslieferanten und Kraftwerke. Die Raffinerien müssen auch die Kontingente für die Nutzung ihrer Produkte erwerben, also für Benzin, Diesel, Kerosin usw. Zusätzlich müssen Importeure für die importierten Waren die erforderlichen Kontingente erwerben.

Alle übrigen Unternehmen und alle Konsumenten müssen keine Kontingente beschaffen.

Das hab ich noch nicht verstanden. Ich würde bisher meinen: Zum einen brauchen wir Kontingente pro Land für Konsum und Mobilität, gestaffelt nach der jew. Einwohnerzahl. Zum anderen brauchen wir Kontingente für Industrie (und die nicht pro Land, denn manche Länder haben nur noch 10 bis 20% Industrieproduktion). Und das Problem scheint mir immer zu sein: Welche „Behörde“ ermittelt, wie viel Kontingente weltweit in Summe noch nachhaltig sind und überträgt die dann anteilsweise auf Nationen und Industrien?  

Die Kontingente werden versteigert. 
Die Menge des verfügbaren Gesamt-Kontingents wird in jedem Land so reduziert, dass das Klimaschutzziel erreicht wird, also in Deutschland um etwas mehr als 6 %/ Jahr. 

Einen Handel mit den Kontingenten gibt es nicht und die erforderlichen Kontingente können nur im eigenen Land erworben werden. Kompensationsmöglichkeiten gibt es nicht mehr. 

Die erworbenen Kontingente sind nur im laufenden Jahr gültig, nicht benötigte Kontingente können zurückgegeben werden. 
Im 3. Schritt werden die Einnahmen aus der Versteigerung der Kontingente an alle Bürger/innen in gleicher Höhe ausbezahlt. Dieser Schritt ist erforderlich, da die Kosten für den Erwerb der Kontingente zu Preissteigerungen führen werden, die einen sozialen Ausgleich erfordern, da andernfalls Menschen mit geringen Einkommen noch weiter in die Armut stürzen. 

Durch diese Rückerstattung in gleicher Höhe an alle, erhalten diejenigen, die weniger konsumieren und dadurch weniger Treibhausgase verursachen als der Durchschnitt, einen „Bonus“, weil bei ihren Einkäufen der Kostenanteil für die Ersteigerung der Kontingente geringer ist als die erhaltene Rückerstattung.
Im 4. Schritt müssen die anteiligen Kosten für die Ersteigerung der Kontingente im Verkaufspreis aller Produkte und Dienstleistungen ausgewiesen werden, so wie das bei der Mehrwertsteuer praktiziert wird. Dadurch wird der Treibhausgas-Rucksack bei jedem Produkt sichtbar und es kann bei Bedarf, wie bei der MwSt., ein Grenzausgleich erfolgen.

Dieses Grenzausgleichsverfahren ist erforderlich, damit auch bei Produkten und Rohstoffen aus Ländern ohne das Emissionsbegrenzungssystem die gleichen Kontingentkosten anfallen wie bei der Inlandsproduktion und auch bei diesen Produkten der Treibhausgasrucksack ausgewiesen wird. 

Bei Bedarf könnte dadurch dieses System sogar nur national eingeführt werden.
Wie an meiner Anmerkung auf der vorigen Seite zu sehen, habe ich hier noch Fragen, das ist ja auch normal. Ich freu mich sehr auf die Diskussion, denn mich interessiert das Thema ja nicht minder.

Vorab aber schon mal: Mir fehlt am ganzen Punkt 3.1 der Grundtenor, dass dies alles nur wirksam werden kann, wenn der Wachstumszwang entfällt, und das bedeutet ja: ein anderes Gesellschaftssystem! Die 3 Schritte in der jetzigen Formulierung lesen sich für mich aber so, als könnten sie im jetzigen System bereits die Lösung bringen. Diesen Eindruck hätte ich gerne vermieden.

3.2 Der Schutz unserer Mitwelt ist überlebens-notwendig
Die Beendigung der Ausrottung von Millionen von Tieren und Pflanzen wird, neben dem erfolgreichen Stopp des Klimawandels, nur durch Vorschriften zu erreichen sein. 

Die Rodung der Urwälder muss weltweit verboten werden. Von 1980 bis 2015 wurden 132 Millionen Hektar Urwald gerodet, das ist ziemlich genau 4-mal die Fläche von Deutschland. 

Um auch illegale Rodungen unattraktiv zu machen, muss z.B. die in der EU erlassene Vorschrift der Beimischung von Pflanzentreibstoffen sofort zurückgenommen und in ein Verbot der Beimischung umgewandelt werden.

Der Import von Soja wird durch die Maßnahmen für den Klimaschutz deutlich zurückgehen. Zum einen durch die direkte Verteuerung durch die erforderliche Ersteigerung der CO2-Kontingente. Der Import wird aber auch deshalb zurückgehen, weil wegen der Kosten für die CO2-Kontingente der Konsum von tierischen Produkten zurückgehen wird. Eine weitere Reduzierung wird durch die weiter unten vorgeschlagenen Vorschriften für die Landwirtschaft erreicht werden. 

Zusätzlich wird der Import von Tropenhölzern ganz verboten oder drastisch eingeschränkt werden müssen.

Die „Ausräumung“ der Naturlandschaft und die Trockenlegung von Sumpfgebieten muss durch Vorschriften verboten und durch Renaturierungsmaßnahmen zumindest teilweise wieder rückgängig gemacht werden. Laut dem UNO-Bericht wurden 85 % der Feuchtgebiete durch Trockenlegung zerstört.

Die intensive Bewirtschaftung der Felder hat, laut dem UNO-Bericht, dazu geführt, dass 23 Prozent der Landfläche des Planeten ökologisch heruntergewirtschaftet sind und nur noch eingeschränkt genutzt werden können. Diese Entwicklung wird zwar durch die Maßnahmen für den Klimaschutz deutlich zurückgehen, da sich dadurch der Ökolandbau durchsetzen wird, aber eben nur in den Ländern, in denen diese Klimaschutzmaßnahmen eingeführt werden.

Zusätzlich können Vorschriften erlassen werden, wie z.B. Bestandsobergrenzen für die Anzahl von Tieren pro bewirtschaftete Fläche und Obergrenzen für die Düngung und/oder eine Düngersteuer, die auch schon von einem Landwirtschaftsminister von BW vorgeschlagen wurde.

Der Einsatz von giftigen Chemikalien in der Landwirtschaft muss durch ein Verbot ganz unterbunden werden. Dies ist eine wichtige Maßnahme gegen das Insektensterben und die Dezimierung von Wildtieren. 

Dadurch wird auch die Verseuchung des Grundwassers an der Wurzel behoben, ebenso durch die oben vorgeschlagenen Maßnahmen gegen die Überdüngung der Felder.

All diese Maßnahmen, die die Landwirtschaft betreffen, sind innerhalb der EU zu erlassen. 

Die Zerstörung der Fruchtbarkeit der Meere, ist eine Folge der steigenden Temperaturen, der Versauerung durch den CO2-Eintrag, die Überfischung und den Eintrag von (Plastik-)Müll und Chemikalien. 

Maßnahmen gegen diese Probleme sind weltweit, also auf der Ebene der UNO, in Angriff zu nehmen. Sie können, neben den Maßnahmen gegen den Klimawandel, nur durch ganz konsequente Vorschriften gelöst werden.

Der Punkt 3.2 ist m.E. noch viel zu knapp, und hier wartete jede Menge Arbeit. Wenn wir Bernds Vorschlag umsetzen wollen, müssen wir /alle/ ökologischen Probleme mit fundierten Problemlösungen behandeln, so detailliert wie beim CO2 auch. 

3.3 Die Befreiung vom Wachstumszwang
Wir stecken in einem Dilemma. Eigentlich ist es einleuchtend, dass auf unserer begrenzten Erde ein ewiges wirtschaftliches Wachstum nicht möglich ist. Andererseits wird uns erklärt, dass eine Wirtschaft ohne Wachstum in die Krise führt. Wie können wir dieses Dilemma überwinden? 

Das wird in diesem Abschnitt erörtert und es werden ganz konkrete Veränderungen aufgezeigt.

Damit wir uns von dieser grandiosen Fehlentwicklung und dem daraus resultierenden Wachstumszwang befreien können, müssen wir uns von der Vorstellung verabschieden, dass Geldvermögen Gewinne abwerfen müssen. 

Damit verabschieden wir uns von der Grundidee des Kapitalismus, behalten aber die Marktwirtschaft bei. 
Wir müssen uns auch von dem Glauben befreien, dass die Investoren für unsere Wirtschaft erforderlich sind! 

Diese grundlegende Veränderung ist nicht nur erforderlich, um den Wachstumszwang zu beseitigen, diese Maßnahme ist auch in höchstem Maße gerecht, denn alle erzeugten Güter und Dienstleistungen und alles erwirtschaftete Kapital entsteht durch den Einsatz der beiden Produktionsfaktoren Arbeit und natürliche Ressourcen. 

Die „Entlohnung“ des Kapitals geht zwangsläufig zu Lasten der Entlohnung der Arbeitskräfte und sie ist auch eine „Belohnung“ für den Verbrauch der natürlichen Ressourcen und die Belastung der Umwelt, was ein fundamentaler Fehler ist, denn die Ressourcen und die Belastbarkeit der Umwelt sind begrenzt und auf ihre maßvolle Nutzung haben alle Menschen, auch die zukünftig lebenden, das gleiche Anrecht, dann dürfen sie nicht zur Gewinnerwirtschaftung privatisiert werden. 

Unsere konkreten Änderungsvorschläge:
Bei der Formulierung der Vorschläge haben wir uns von folgenden Ideen leiten lassen:

a) Sie müssen geeignet sein, den Wachstumszwang der Wirtschaft zu überwinden.

b) Sie sollen unserem Gerechtigkeitsempfinden entsprechen.

c) Sie sollen den Anforderungen der Ökonomie gerecht werden.

Daraus resultieren folgende Vorschläge:

1. Habenzinsen entsprechen der Inflationsrate, das bedeutet, dass der Realzins bei null liegt. Das bedeutet, dass der Sparer bzw. Sparerin zwar nichts hinzugewinnt, aber auch nichts verliert, wie dies z.Z. der Fall ist.

2. Kreditzinsen entsprechen der Inflationsrate, plus Bearbeitungskosten und Kosten für die Kreditausfallversicherung. Banken machen dann keine Gewinne mehr, müssen sie auch nicht.

3. Das Kapital von Direktinvestoren, die nur mit dem eingesetzten Kapital haften, soll mit den gleichen Restriktionen „entlohnt“ werden. Das bedeutet, dass auch sie mit dem investierten Geld keine Gewinne mehr machen. Dadurch kommt es bei ihnen zu keiner weiteren Kapitalakkumulation, was das Ziel ist, um aus der Wachstumsspirale herauszukommen.

4. Für Eigenkapital, das UnternehmerInnen in ihrem eigenen Betrieb investieren und mit ihrem gesamten Vermögen haften, ist ein etwas höherer Risikoaufschlag angemessen; der Betrag ist in einem gesellschaftlichen Konsensverfahren zu ermitteln. 

Kapitalerlöse, die diese Werte übersteigen, sind durch eine progressive Besteuerung so zu belasten, dass sie auf den akzeptierten Sollwert reduziert werden.
Mit diesen Vorschlägen können nur Unternehmen der Realwirtschaft weiterhin in begrenztem Umfang Gewinne erwirtschaften. Dies ist auch erforderlich, damit sie in der Lage sind, in die Ökologisierung ihrer Produktion zu investieren. 

Da diese Gewinne durch die Kreativität, das Fachkönnen und den Fleiß aller Beschäftigten erwirtschaftet werden, sind sie entsprechend am Gewinn zu beteiligen.
Der Übergang zur zukunftsfähigen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
Wie kann der Übergang von unserer kapitalistischen Wirtschaftsordnung zu einer Ordnung ohne Wachstumszwang gelingen, ohne dass die Wirtschaft kollabiert? 

Klar ist, dass das nicht nur national geschehen kann, es kann aber auch nicht gewartet werden, bis der letzte Politiker vom Schlage eines Donald Trump mitmacht. Die Mindestanforderung ist eine Einigung aller EU-Staaten.

Als erstes muss mit einer Aufklärungskampagne der Bevölkerung die Gefahren verdeutlicht werden, die durch den Klimawandel entstehen und es muss dargestellt werden, wie groß die Anforderungen sind, damit der Klimawandel noch gestoppt werden kann. Gleichzeitig muss aufgezeigt werden, wie wir diese bedrohliche Lage meistern können. Das betrifft sowohl den ökologischen Umbau unserer Wirtschaftsweise, aber auch die ökonomischen Veränderungen, die erforderlich sind.

Im Mittelpunkt der Kampagne für die ökonomischen Veränderungen muss die Erkenntnis stehen, dass alle Güter und Dienstleistungen, die bereitgestellt werden, von Menschen erzeugt werden, unter Zuhilfenahme von natürlichen Ressourcen. Der englische Arzt und Ökonom Sir William Petty sagte deshalb schon im 17. Jahrhundert ganz richtig: „Die Arbeit ist der Vater und die Natur ist die Mutter des Wohlstandes der Menschen.“
Geld-Kapital wird nur vorübergehend für die Tätigung der Investitionen benötigt, bis es durch den Erlös der Produkte wieder zurückerstattet werden kann. Prof. H.C. Binswanger nannte daher das Geld-Kapital nicht einen Produktionsfaktor, (wie die Arbeit und die natürlichen Ressourcen) sondern einen Promotionsfaktor. 
Dieser Promotionsfaktor muss nicht von einem „Investor“ kommen, er kann auch z.B. von der Notenbank zur Verfügung gestellt werden, an die der Kredit dann wieder zurückbezahlt wird.
Es gibt deshalb gar keinen Grund, die „Investoren“ bei Laune zu halten, zu hofieren und mit Steuerreduzierungen anzulocken. Sie werden in Wirklichkeit gar nicht gebraucht! Im Gegenteil, sie sind die Ausbeuter der Realwirtschaft, weil sie deren Kreativität und Arbeitsleistung für ihre eigene Bereicherung ausnutzen. 
Wir müssen endlich aufwachen und uns von völlig unbegründeten Vorstellungen und Ängsten befreien.
Was wir aber dringend brauchen, sind UnternehmerInnen, Menschen mit Ideen, Kreativität und Unternehmensfreude, die Verfahren, Produkte und Dienstleistungen entwickeln und zur Verfügung stellen, mit denen die Probleme gelöst und der Wohlstand gefördert oder erhalten werden kann.
Wir müssen also unterscheiden zwischen UnternehmerInnen und BesitzerInnen von Geldvermögen.
Damit der Übergang gelingen kann, ist es von großer Bedeutung, dass es den UnternehmerInnen klar wird, dass sie im heutigen kapitalistischen System in Wirklichkeit von den Besitzerrinnen von Geldvermögen, den Investoren, den Rentiers, den Kapitalisten (oder wie immer wir sie bezeichnen wollen) ausgenutzt werden. Diese nutzen das Engagement der UnternehmerInnen, um ohne eigene Leistung ihr Vermögen zu mehren. Es ist deshalb völlig unverständlich, dass sie sich eher mit den Kapitalgebern verbünden, von denen sie nicht selten erheblich unter Druck gesetzt werden, als mit ihren Beschäftigten. UnternehmerInnen dürfen, wenn sie erfolgreich sein wollen, nicht nur ihre Eigeninteressen verfolgen, sondern sie müssen die Interessen der MitarbeiterInnen, der Kunden und der Lieferanten mitberücksichtigen. Sie sind ihre wirklichen „Verbündeten“, nicht aber die Investoren. 

Im nächsten Schritt müssen alle bisherigen Planungen, bei denen von wirtschaftlichem Wachstum ausgegangen wurde, revidiert werden. Das betrifft die Verschuldung und die Investitionsplanungen der Unternehmen sowie der öffentlichen und der privaten Haushalte. Auch die kapitalgedeckte Altersvorsorge muss ganz neu überdacht werden, denn ihre Berechnungsgrundlage ändert sich grundlegend.

Der nächste wichtige Schritt ist der Abbau der riesigen Geldvermögen. Das betrifft vor allem das Geld-Kapital, das in den internationalen Finanzmärkten „investiert“ ist. (Das sind ja keine wirklichen Investitionen.)

Dieser Überhang an Geldvermögen ist vor allem durch die Steuersenkungen der letzten Jahrzehnte entstanden, die spiegelbildlich die Verschuldung der öffentlichen Haushalte zur Folge hatten. Die konsequente Lösung ist die Einführung einer progressiven Vermögenssteuer, die hauptsächlich die Reduzierung der Vermögen an den Finanzmärkten zum Ziel hat und nicht das Vermögen an Produktionseinrichtungen. Möglicherweise muss dazu in Deutschland das Grundgesetz geändert werden, damit ein solches Gesetz nicht vom Verfassungsgericht „kassiert“ wird. 
Mit den zusätzlichen Steuereinnahmen ist die Verschuldung der öffentlichen Haushalte Zug um Zug abzubauen und es sind Investitionen in die ökologische Zukunftsfähigkeit zu fördern. Natürlich können sie auch zur Überwindung des Pflegenotstands und zur Verbesserung der Bildungschancen und der sozialen Gerechtigkeit verwendet werden.

Dann muss eine ganze Reihe von Veränderungen erlassen werden, die die Möglichkeit der Ausbeutung der Realwirtschaft und der Spekulation an den Waren- und Aktienbörsen verhindern. So müssen z.B. den Hedge-Fonds die Zulassung wieder entzogen werden und die Einführung der Finanztransaktionssteuer hat zügig zu erfolgen.

Die Steuergesetze sind in den EU-Mitgliedsstaaten zu harmonisieren, damit die heute üblichen Methoden der Steuervermeidung durch Konzerne unterbunden wird. Damit die neuen Steuergesetze effektiv wirken, müssen steuerrelevante Informationen zwischen den Staaten ausgetauscht werden. Banken, Anlageberater, Anwaltskanzleien und Steuerberater, die ihre Kunden zu Steuerhinterziehungen animieren oder ihnen dabei behilflich sind, verlieren ihre Zulassung. Geschäfte mit Banken und Unternehmen, die ihren Sitz oder eine Filiale in Steueroasen haben, sind zu verbieten.  

Die modernen „Finanzprodukte“, die überwiegend der Spekulation dienen, wie z.B. Derivate und Kreditverbriefungen sind zu verbieten und Aktien sind in naher Zukunft abzuschaffen und durch persönliche, nicht handelbare Anteilsscheine zu ersetzen. 

Banken werden so wieder auf ihre eigentliche Aufgabe zurückgeführt, nämlich: 

Den Zahlungsverkehr zu organisieren, Spargelder einzusammeln und Kredite zu vergeben. Sie werden wieder zu Dienern der Realwirtschaft und der privaten Haushalte.

Ergänzt werden muss diese Transformation des Kapitalismus mit einer neuen Geldpolitik. Dazu gibt es den Vorschlag der Vollgeldreform, bei der nur noch die Zentralbank zusätzlich Geld in Umlauf bringen darf, die Banken dürfen nur noch in der Höhe Kredite vergeben, wie sie Kundeneinlagen haben und die Girokonten der Kunden sind nicht Bestandteil der Bankbilanzen. Das Geld auf den Girokonten ist dann genauso sicheres Geld wie das Bargeld. Es ist vollgültiges Geld, daher der Ausdruck Vollgeld.

Mögliche Nebenwirkungen dieser Maßnahmen
Es ist unwahrscheinlich, dass bei diesem Vorschlag alle „Einfälle“ der Geld-Kapitalbesitzer vorhergesehen werden können. 

Nehmen wir aber mal an, dass z.B. England und die USA bei dieser grundlegenden Veränderung nicht mitmachen. Dann könnten die Investoren ihre Kredite bei Unternehmen der EU abziehen und in Pfund oder Dollar anlegen. 

Wäre das ein Problem? Nein, gar nicht, dieses „Fluchtkapital“ würde dann von der Europäischen Zentralbank (EZB), bzw. von den Zentralbanken der EU-Länder mit eigenen Währungen, ganz einfach ersetzt. 

Es ist nicht auszuschließen, dass es nützlich sein könnte, die Kapitaltransaktionssteuer mit wesentlich höheren Beträgen einzuführen, und nicht nur im Bereich von Zehntelprozenten, wie das bisher angedacht war. 

Es werden sehr wahrscheinlich noch weitere Maßnahmen erforderlich sein. Wenn uns und den PolitikerInnen klar geworden ist, dass die Geldvermögenbesitzer für unsere Wirtschaft gar nicht gebraucht werden, dann werden wir auch den Mut haben, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen.
Und wie ist das mit der Arbeitslosigkeit bei Null-Wachstum?
Ist es nicht so, dass die Produktivität der Arbeit stetig zunimmt und auch deshalb die Wirtschaft wachsen muss, um Arbeitslosigkeit zu vermeiden? 

Ja, in der Vergangenheit war das so, dass die Arbeitsproduktivität anstieg, allerdings mit fallender Tendenz. Vor 20 Jahren stieg die Produktivität der Arbeit in Deutschland noch um 2 % pro Jahr, inzwischen ist sie auf 1 % gesunken. 

Dieser Trend wird sich vor allem dann fortsetzen, wenn wir konsequent den ökologischen Umbau der Wirtschaft vorantreiben. Automatisierung ist meistens mit zusätzlichem Energie- und Rohstoffeinsatz verbunden, z.B. für den Bau und den Betrieb von Robotern. Das wird in Zukunft nicht mehr in dem Umfang möglich sein. 

Oder: Die industrielle Landwirtschaft ist nicht zukunftsfähig, da sie viel zu viel Treibhausgase ausstößt. Sie muss komplett auf eine ökologische Wirtschaftsweise umgestellt werden. Der Bio-Landbau ist aber wesentlich arbeitsintensiver. 

Es ist deshalb zu erwarten, dass die Arbeitsproduktivität in Zukunft nicht mehr steigt, es ist sehr gut möglich, dass sie sogar sinkt. 

Sollte es widererwarten doch Phasen mit Produktivitätssteigerungen geben, dann kann dies bei Bedarf durch Arbeitszeitverkürzung ausgeglichen werden. Wenn durch die Überwindung des kapitalistischen Denkens keine Gewinne mehr für das Kapital erwirtschaftet werden müssen, dann fällt die Arbeitszeitverkürzung wesentlich leichter, als dies heute der Fall ist.

Wir dürfen uns aber keinen Illusionen hingeben. Eine Reduzierung der Arbeitsproduktivität hat auch zur Folge, dass wir weniger konsumieren können! Das ist auch dringend erforderlich, denn wegen des sehr hohen Konsums der reicheren Schichten wurde unsere Erde brutal ausgebeutet. Das bedeutet aber nicht, dass die ärmere Bevölkerung noch ärmer wird.
3.4 Genug für alle
Die Erhaltung der Lebensgrundlagen ist das Hauptziel dieser Schrift. Die dafür erforderlichen Maßnahmen dürfen jedoch die sozialen Auswirkungen nicht unberücksichtigt lassen. Aus diesem Grund wurde schon beim Vorschlag für die Emissionsbegrenzung die Rückerstattung der Einnahmen aus der Versteigerung vorgeschlagen. 

Diese Maßnahme kompensiert jedoch nur die Verteuerung durch den erforderlichen Erwerb der CO2-Kontingente. Weitere Verteuerungen z.B. durch höheren Einsatz von Arbeitskräften wird dadurch noch nicht ausgeglichen. 

Aus diesem Grund ist es erforderlich, dass die unteren Einkommen deutlich aufgebessert werden. 

Wohlstand für alle ist das Ziel der Vorschläge in diesem Abschnitt - Durch die gerechte Entlohnung der Arbeit, durch ausreichende Sozialleistungen und einer angemessenen Arbeit für alle.
Die Spreizung der Einkommen und der Vermögen vergrößerte sich in den letzten 3 Jahrzehnten immer mehr. Sowohl national wie auch international. Noch immer leben 800 Millionen Menschen in so großem Elend, dass sie sich nicht ausreichend ernähren können, eine weitere Milliarde leidet an Fehlernährung. 

Und bei uns erhalten immer mehr Menschen nur noch prekäre Einkommen, das Rentenniveau sinkt und die Sozialtransfers reichen für ein Leben in Würde nicht aus. Gleichzeitig stiegen die Spitzengehälter und die Einkommen aus Unternehmens- und Kapitalgewinnen stark an. Letztere werden zwar durch die Vorschläge im Abschnitt 4 deutlich reduziert, dennoch muss sichergestellt werden, dass alle ein Einkommen haben von dem man leben kann.

Damit das in Deutschland erreicht wird, schlagen wir vor, dass ein Solidaritätsrat eingesetzt wird, der in einer Wahl von allen Wahlberichtigten bestimmt wird. Denkbar ist auch, dass der Solidaritätsrat nach einem vereinbarten Verteilungsschlüssel aus den unterschiedlichsten Bevölkerungsgruppen und Verbänden zusammengesetzt wird. 

Aufgabe dieses Rates ist es zunächst, einen ersten Rahmenvorschlag für eine zukünftige, bundesweit gültige Entlohnungsordnung für alle Tätigkeiten auszuarbeiten, von der Hilfskraft bis zum Konzerndirektor. 
Es ist quasi ein Tarifvertrag, der über alle Branchen und alle Tätigkeiten Gültigkeit hat.

Nach unserer Vorstellung sollte das maximale Einkommen das 7 - 10-fache des bundesweiten Durchschnittslohns nicht übersteigen und der Mindestlohn sollte nicht niedriger als 60 % des Durchschnittslohnes sein, was dem OECD-Standard entspricht.

Nach einer gründlichen öffentlichen Diskussion der Vorschläge des Solidaritätsrates, muss die Regierung ein Gesetz über die Stufen und Grenzen der Entlohnung ausarbeiten, das zuerst in den Parlamenten diskutiert wird, um es dann in einer Volksabstimmung zur Annahme vorzulegen.

Der Solidaritätsrat wird danach Vorschläge für die Höhe der staatlichen Sozialleistungen ausarbeiten, die als Grundlage für die neue Festsetzung der Sozialleistungen verwendet werden.

Da die Verteilung der gemeinsam erarbeiteten Wertschöpfung auch durch die Gewinne aus wirtschaftlicher Aktivität erfolgt, wird der Solidaritätsrat in einem weiteren Schritt die Grenzen für die als gerecht empfundenen Unternehmensgewinne und ihre Verwendung erarbeiten. 

Hier muss eine tragfähige Lösung gefunden und ein gesellschaftlicher Konsens im Sinne von sozialer Gerechtigkeit herbeigeführt werden, denn die geschaffenen Werte können nur einmal verteilt werden. Und spätestens dann, wenn es kein Wachstum mehr geben wird, können diese Erlöse nicht mehr ansteigen, und im Fall einer wirtschaftlichen Schrumpfung müssen sie sogar zurückgehen. 
Der Solidaritätsrat kann auch beauftragt werden, Vorschläge für eine gerechte Besteuerung vorzulegen.

Es müssen auch Vorschläge erarbeitet werden, wie Arbeitslosigkeit von länger als 3 Monaten vermieden werden kann. Die Geisel der längeren Arbeitslosigkeit ist ganz zu beseitigen, denn Arbeitslosigkeit ist ein Eingeständnis des Scheiterns der Gesellschafts- und der Wirtschaftspolitik, sie untergräbt das Selbstwertgefühl der Betroffenen und macht die Menschen krank.

Auch wenn in Zukunft zum Schutz unserer Mitwelt weniger Produziert wird, ist genug für alle da, aber nicht für die uns anerzogene Verschwendung. 

4. Verzicht oder Gewinn?

Sind diese Vorschläge utopisch oder gar illusorisch? 
Nein, ganz und gar nicht - sie sind nur ungewohnt, weil wir in der Vergangenheit von den Nutznießern des alten Denkens von Jugend an ganz gezielt anders beeinflusst und belehrt wurden, und ihre Drohungen haben uns beeindruckt und eingeschüchtert. 
Es ist allerhöchste Zeit, dass wir uns von diesem Denken befreien und mit dem neuen Denken die Möglichkeit schaffen, dass die Bewohnbarkeit der Erde für uns Menschen erhalten bleibt. 

Dieses neue Denken wird uns auch ermöglichen, ein ganz neues Zusammenleben zu praktizieren. Es gibt keine Konkurrenz mehr um das größte Wachstum. Es gibt keinen Wettstreit mehr darum, wer sich das größte Auto leisten kann. Wir werden wieder mehr die Schönheit der Natur genießen und die gute Nachbarschaft pflegen. Vielleicht bekommen auch Vereine wieder mehr Zulauf, und es ist auch gar nicht auszuschließen, dass wir uns wieder stärker in politischen Organisationen engagieren, um die Zukunft selbst zu gestalten, vor allem zum Nutzen unserer Kinder und Enkelkinder.

Die Auswirkungen der Not-wendigen Veränderungen werden zu Beginn erheblich sein. Unsere Wirtschaft, unsere Sozialsysteme, die öffentlichen Haushalte und die private Altersvorsorge sind auf wirtschaftliches Wachstum ausgelegt. Das wird es aber schon in naher Zukunft nicht mehr geben können. Das bedeutet, dass wir ganz grundlegende Veränderungen vornehmen müssen, damit unsere Systeme zukunftsfähig werden. 

Zu erwartende Auswirkungen der Treibhausgas-Kontingentierung
1. Das Klimaschutzziel kann ohne zusätzliche Vorschriften erreicht werden. 

2. Das System ist aufgrund der Rückerstattung der Einnahmen aus der Versteigerung sozial ausgewogen.

3. Durch die Kosten-Transparenz ist es möglich, dass alle für sich frei entscheiden können, wie sie ihren Anteil für den Klimaschutz beitragen wollen. 

Auch für die Unternehmen ist diese Kostentransparenz wichtig, weil sie dadurch sehen, mit welchen Maßnahmen sie den Kontingent-Kostenanteil am effektivsten reduzieren können.

4. Mit diesem System wird auch die Effizienz beim Energie- und Rohstoffverbrauch gesteigert, und es wird die Suffizienz gefördert.

5. Die biologische Landwirtschaft wird sich durchsetzen, da sie weit weniger Lachgas produziert und durch die Humusanreicherung Kohlenstoff aus der Atmosphäre im Boden bindet und deshalb sehr viel weniger oder sogar gar keine Treibhausgas-Kontingente ersteigern muss.

6. Dieses System hat eine umfassende Wirkung. Die Verkehrsbelastung und der Landschaftsverbrauch werden zurückgehen, es werden wartungs- und reparaturfreundliche Produkte auf den Markt kommen, es werden alle ökologisch sinnvollen Recyclingmethoden zum Einsatz kommen und es werden weniger Rohstoffe verbraucht werden.

7. Durch die Investitionen in die Zukunftsfähigkeit werden sehr viele zusätzliche Arbeitsplätze entstehen. Es ist auch möglich, dass der Trend zur Automatisierung wegen des dadurch höheren Energie- und Rohstoffverbrauchs zurückgeht. 

8. Es wird eine Selbstkontrolle über die Nachhaltigkeit der Innovationen erreicht und es ist damit zu rechnen, dass ein ganz neues Wettbewerbsdenken entsteht. Da das Treibhausgas-Kontingent von Jahr zu Jahr kleiner wird, können nur noch dann Geschäfte gemacht werden, wenn Produkte mit einem ganz geringen Treibhausgasrucksack angeboten werden. 
9. Das im Überfluss vorhandene Kapital wird teilweise aus der Spekulation abgezogen und in der Realwirtschaft für die Klimaschutzinvestitionen eingesetzt.  
10. Die Dekarbonisierung unserer Produktionsmethoden und unseres Konsums beginnt sofort in allen Wirtschaftszweigen. Dadurch haben alle Wirtschaftszweige eine längere Anpassungsphase.

11. Da die Herausforderungen so groß sind, ist es auch sehr gut möglich, dass die Unternehmen vom Wettbewerb zur Kooperation übergehen, um schneller und kostengünstiger das Klimaschutzziel zu erreichen.  

12. Unsere Lebensweise wird sich wesentlich verändern. Wir werden weniger Produkte konsumieren und wieder mehr Zeit für Kunst und Geselligkeit verwenden. Wir werden das Leben ganz anders genießen.
13. Ein ganz entscheidender Vorteil dieses Systems liegt darin, dass wir Menschen unsere Kreativität und unseren Ehrgeiz für besondere Leistungen nicht mehr dafür einsetzen werden, möglichst alles besser, schneller, höher und schöner zu machen und dadurch den Wachstumsdrang hervorrufen, sondern wir nutzen unsere Kreativität in Zukunft für die Lösung des Klimaproblems. Das ist genial!

Da das Problem des Klimawandels bei der Europawahl zu einem zentralen Thema avancierte, besteht die berechtigte Hoffnung, dass diese Veränderung des bestehenden EU-Systems zügig europaweit umgesetzt wird.

Zusammenfassung
Die rasanten technischen Erneuerungen der letzten 200 Jahre, gepaart mit den kapitalistischen Methoden, hat in den letzten 200 Jahren zu einem wirtschaftlichen Wachstum geführt, das es zuvor in der gesamten Menschheitsgeschichte nie gab. 

Diese Entwicklung hatte aber auch zur Folge, dass wir in einem „Wimpernschlag“ der Erdgeschichte die Natur mehr ausgebeutet haben, als in der gesamten Menschheitsgeschichte davor. Viel zu lange galt in der Wirtschaftswissenschaft die Überzeugung, dass die Erde für alle kommenden Generationen genügend natürliche Ressourcen zur Verfügung stellen kann, bzw. dass es einen Ersatz geben wird, wenn tatsächlich ein Rohstoff zur Neige gehen sollte. 

Warnzeichen, dass es zu einer Überforderung der Natur kommen könnte, z.B. in Form des Klimawandels, des Artensterbens, der Überfischung der Meere usw. wurden (unbewusst und bewusst) viel zu lange ignoriert. Wir stehen deshalb nun vor der größten Herausforderung, vor der die Menschheit je stand.

Wenn wir uns dieser Situation bewusst werden, dann haben wir noch die Chance, Schlimmstes zu verhindern. Ein weiter so wie bisher, oder vielleicht auch mit kleineren Korrekturen, kann es aber nicht geben; es ist wirklich eine ganz grundlegende – eine radikale - Veränderung unseres Wirtschaftens, unseres Konsums, unseres Umgangs mit der Mitwelt erforderlich – eine wirkliche Revolution. Wir müssen die Gesellschaft neu erfinden.

Wie das geschehen kann, haben wir in dieser Schrift dargestellt.

Erschwerend kommt hinzu, dass die Bevölkerung in den letzten 70 Jahren in vorher nie gekannter Geschwindigkeit zugenommen hat. Das Bevölkerungswachstum hat sich zwar etwas verlangsamt, aber noch immer kommen jedes Jahr 80 Millionen Menschen hinzu, das sind so viele wie die Einwohnerzahl von Deutschland. Diese Entwicklung ist eine Spätfolge des Kolonialismus und auch eine Folge der Globalisierung. 

Dieses Thema konnten wir in dieser Schrift nicht behandeln, wir werden es zu einem späteren Zeitpunkt nachholen. 

Ein Entwurf von Franz Groll, als Vorschlag für einen „Baustein“ der ASÖ     3.6.2019
